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LiebeMitglieder undMitbürger,

ein Thema, das uns alle angeht und vor allem
alle betri�.

DIE ENERGIE:
Gas, Öl und Strom.

Jeder von uns braucht diese Energie, jeder von
uns nutzt sie. Auch die Klimaak�visten. In wel-
chemUmfang auch immer - sie nutzen sie!
Der Energieversorger, ob Öl, Gas oder Strom,
der benutzt sie. Ja, er nutzt sie, um den Bürger
ausreichend damit zu versorgen.
Er nutzt sie aber auch, um ein gewinnbringen-
desGeschä�damit zumachen.Dasmacht aber
eigentlich ein jeder GESCHÄFTEMACHER, Ent-
schuldigung, Geschä�smann.
Nur hier hat sich herauskristallisiert, dass es
sich hier vielleicht doch mehr um einen Ge-
schä�emacher handelt?

Die Energiepreise sind in einem noch nie dage-
wesenen Tempo nach oben gedri�et, dass es
für den Bürger kaum nochmöglich ist, diese zu
begleichen.
Man muss schon sagen, dass hier die Gier der
Mineralölkonzerne und anderer Energieliefe-
ranten keine Grenzen kennt.
MilliardenGewinne, die in einer Schamlosigkeit
den abhängigen Bürgern in einer grenzenlosen
Gier aus der Tasche gezogenwurden. Tausende
von Mietern werden sich dieses Jahr bei der
Abrechnung der Betriebskosten verwirrt hin-
stellen und sich fragen: „Wie kann das sein?“

Ganzeinfach, liebeMitglieder, Bürgerinnenund
Bürger:
Sie können es und sie machen es. In dieser Po-
li�k gibt es keinen, der ihnen das verbieten
könnte, der hier ganz deutlich ein Zeichen im
Sinne der Verbraucher setzt.

Corona ist in denHintergrundgeraten. Jetzt dik-
�ert ein Krieg in Europa den Preis. Die eigenen
Energieversorger stopfen sich die Taschen voll
auf Kosten des Krieges. Unersä�liche Gier wird
durch die Abhängigkeit der Bürger schamlos
ausgelebt.
Wir haben uns mit unserer Poli�k in eine Ab-
hängigkeit begeben, aus der es zurzeit kein Ent-
kommen gibt. Nun werden den Bürgern ein
paar Brotkrumen vorgeworfen, ansta� diesen
Energiekonzernen entsprechende Auflagen zu
dik�eren, die derar�ge Preissteigerungen ver-
bieten.

Der Staat ist in der Lage, von jetzt auf gleich
Gesetze zu erlassen, die an Sinn und Geistlosig-
keit nicht zu überbieten sind - da sträuben sich
die Nackenhaare.
Nur hier versagt er bi�erlich und treibt denBür-
ger in einen gesicherten finanziellen Ruin.
Ein trauriges Bild der Hilflosigkeit erstrahlt von
unseren Poli�kern unseren Bürgern gegenüber.
IhrhabteinenwarmenHintern, Ihr sitzt imWar-
men und Ihr habt Euer täglich Brot!
Schämt Euch, dass es soweit gekommen ist.
Lasst die Hände und den Geist nicht im Schoß
tatenlos verkrampfen, sondernbewegt sie, dass
sie wieder anständige Ergebnisse bringen.

David Alex
Präsident

Vorwort
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Die Anzahl der Mitarbeiter im Bundeskanzler-
amt platzt aus allen Nähten

In der Ära Merkel wurden die Stellen von 490
auf 818, also 328 Stellen, mit entsprechenden
Personalkosten in zweistelliger Millionenhöhe
und Folgekosten (Altersversorgung) aufgebaut.

Zusätzlich fallen Mietkosten (6,6 Mio. Euro pro
Jahr) an und das Kanzleramt wird noch erwei-
tert (Erweiterungsbau für ca. 601 Mio. Euro).
Für Schulen, Kindergärten und für die öffentli-
cheFürsorge ist dasGeld jedochknappoder gar
nicht vorhanden.

Auch die jährlichen Kommentare vom Bundes-
rechnungshof haben selten Konsequenzen.
Wozu braucht man derart viele Stellen? Es gibt
doch auch einen wissenscha�lichen Dienst.
Dazu werden jährlich in dreistelligenMillionen-
beträgen Berater beau�ragt.

In der Ära Merkel wurden für die Steuerzahler
weder Reformen bei den Steuern noch in der
Rentenpoli�k unternommen.
Im Gegenteil, immer höhere Steuereinnahmen
(760 MRD und Bundeszuschüsse für die Ren-
tenversicherung im dreistelligen Milliardenbe-
reich.
Auch eine Sanierung der Sozialversicherungs-
träger ist dringend erforderlich. Insbesondere
dieParteienmit einemS (sozial) in ihremPartei-
abzeichen haben grandios versagt.

Es wird Zeit endlich einmal alles auf den Prüf-
stand zu stellenunddringenddie vorgenannten
Reformen schnellstmöglich anzugehen.

Manfred Belder
Mitglied im Bund der Steuerzahler

Ausgaben des Bundeskanzleramtes

©PixelAnarchy
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Der Gallier stellt fest,

dass das Abzocken von älteren Mitbürgern
nicht nur zunimmt, sondern auch immer dreis-
ter und brutaler wird.

In einer Berliner Stad�eilzeitung erschien eine
Anzeige, dass ein älterer Herr den Kontakt zu
einer gleichaltrigen Dame mit gleichen Interes-
senlagen in der Freizeit und vieles mehr
wünscht.
Die Anzeige warmit einer Chiffre versehen und
so schrieb die ältere Dame, immerhin auch
schon fast80,dort zurRedak�onhin. Siebekam
danach auch eine Antwort von einem soge-
nannter Freizeit- und Freundscha�sclub
(GMBH).

DieDamefuhrdann indieBerlinerCity, umdort
in einem Ladengeschä� einen Vertrag über
eineMitgliedscha�zuunterschreiben.Danner-
hielt sie die Telefonnummer von dem älteren
Herrn, der wohl eine Dame gesucht haben soll.
Ich selberglaubeeheraneinenLockvogel, denn
natürlich habe ich mit ihm telefoniert und sein
abgegebenes Statement lässt keine andereVer-
mutung zu.

Der Verein hat eine kleineWerbebroschüremit
sogenannten Kontakten auch für kleinere Ver-
anstaltungen. Der abgeschlossenen Vertrag hat
eine Mindestlaufzeit von zwölf Monaten und
pro Monat ist ein Beitrag in Höhe von 94,00 €
fällig. Zusätzlichwird eineeinmaligeAufnahme-
gebühr in Höhe von 74,00 € erhoben.

Somit war die Rentnerin dann zusammenge-
rechnet um1.202,00 € ärmer. Das kann bei den
heu�gen Renten sehr schmerzha� sein. In un-
serem Rechtssystem lassen sich solche Dinge
kaum vermeiden und so muss jeder Bürger
selbst aufpassen, dass er nicht über den Tisch
gezogen wird.

In dem vorliegenden Fall habe ich mich darum
gekümmert und mit dem sogenannten Ge-
schä�sführer gesprochen. Dabei konnte ich ei-
nen Vergleich erreichen, sodass die Rentnerin
aus dem Vertrag vor Frist entlassen worden ist
und sich der Schaden sehr gut begrenzen ließ.

Denken Sie daran, bei den nächsten Angebo-
ten, die nachdenklich machen, erst einmal zu
uns zur Verbrauchersprechstunde zu kommen,
um sich Rat zu holen und Schaden abzuwen-
den.

In diesem Sinnemacht’s gut Nachbarn
Ihr Gallier

Kolumne

©Andrea Petra Fogas
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Ve�ernwirtscha� in Reinkultur!
Gehaltserhöhung für den Büroleiter der Staats-
sekretärin Frau Sudhof gestoppt. Frau Sudhof
wollte Julian Zado, der auch stellvertretender
Parteichef der Berliner SPD ist, offenbar auf
eine Besoldungsstelle B6 anheben, die einem
Monatsgehalt in Höhe von 10.000 € plus Zula-
genentspricht. DasGehalt desBüroleiters hä�e
damit rund 3.500 € über dem üblichen Gehalt
derar�gen Posten entsprochen. Begründet
wurde der ungewöhnliche Gehaltssprung mit
neuen Aufgaben. Der Vorgang ist nicht nur bri-
sant, weil es sich sowohl bei Staatssekretärin
Sudhof als auch bei Herrn Zado um Berliner
SPD-Poli�ker handelt, sondern es hä�e auch
die davor liegende Karriereleiter genau unter
die Lupe genommenwerdenmüssen.

Während die Verbraucher darben und hohe
Preise in Kauf nehmen müssen, geht es in der
Oberschicht offensichtlich recht locker zu. Als
Trostpflaster für die Verbraucher in unserem
Landwerden jetzt 9-Euro-Tickets verkau�. Dass
diese bei der Bahn hoch subven�oniert sind, ist
nicht allen bekannt. Aber gerade dem Steuer-
zahler, der einerseits Nutznießer von dem9-Eu-
ro-Ticket ist, zeigt dies verdeckt die Kosten, um
die Wirtscha�lichkeit der Bahn zu gewährleis-
ten.

Spritpreise explodieren
Ein Blick auf die Zusammensetzung der Treib-
stoffpreise an den Tankstellen ist hilfreich, um
die Maßnahmen und nö�gen poli�schen
Schri�e zur Begrenzung der Spritpreisans�ege
beurteilen zu können. Die Mineralölsteuer
spielt in Deutschland eine sehr große Rolle. Auf
Benzin beträgt die Steuer 65 Cent pro Liter und
auf Diesel 47 Cent. Die geringere Höhe wird
auch als „Dieselvorteilsbegüns�gung“ bezeich-
net. Allerdings ist im Gegenzug die jährliche
KFZ-Steuer fürDieselfahrzeugehöher als für die
vergleichbaren Benzinfahrzeuge. 2020 flossen
aus der Mineralölsteuer 34,5 Milliarden € an
denStaat. Seit seinerEinführung istdieMineral-
ölsteuer nie abgesenkt worden.

Die steuerliche Entlastung so zu handhaben,
dass die Mineralölgesellscha�en jetzt die Ge-
winner sind, ist genau genommen ein poli�-
scher Skandal. Jeder einfache Kaufmann hä�e
einen solchen Schri� nicht durchgeführt, denn
viel zu durchsich�g sind die Machenscha�en
der Gesellscha�en, die jetzt bedacht worden
sind. Als ein Ausgleich könnte es angesehen
werden, wenn die KFZ-Steuer insgesamt in un-
seremLandabgescha�wirdundderGesetzge-
ber dieMineralölsteuermit denMindereinnah-
men verrechnet.

Einführung des bedingungslosen Grundeinkommens

© IADE-Michoko

©Gerd Altmann
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Lebensmi�elpreise explodieren
Die Lebensmi�elpreise steigen seit Monaten
an.AlsGrundwerdenEngpässedurchdenKrieg
und die steigenden Energiepreise angeführt.
Wir Verbraucherschützer sehen aber auch eine
Mitverantwortungbei denHerstellernunddem
Zwischenhandel.

Die jüngstenZahlenderUNsprecheneinedeut-
liche Sprache. Danach sind allein im zurücklie-
genden Zeitraum die weltweiten Lebensmi�el-
preise um fast 22% ges�egen. Dies begründet
sich aus Sicht derOrganisa�ondurch schlechte-
re Ernten, Engpässen durch die Corona-Pande-
mie und den Ukraine-Krieg.
Für den Deutschen Bauernverband sind vor al-
lem die steigenden Energiekosten für die höhe-
ren Preise verantwortlich: "Dünger kostet das
Vierfache, Fu�er kostet das Doppelte, Diesel ist
fastnichtmehrbezahlbar.UndwirBauernbrau-
chen einfach höhere Preise, um überhaupt
noch produzieren zu können.“

Die Flickschusterei der poli�sch Verantwortli-
chen fürdieEntlastungderBürgerundVerbrau-
chermussein Endehaben.Wir brauchengeeig-
nete Maßnahmen, die die Bürger tatsächlich
entlasten und zwar in einer Art und Form und

der Höhe nach, dass es auch gerecht ist und
nicht nur wieder die entlastet werden, die oh-
nehin im oberen Dri�el der Einkommens-
schicht zu finden sind.

Einführung des bedingungslosen Grundein-
kommen
Unser Geschä�sführer Herr Troschitz fordert
deshalbdas seit Jahren imGesprächbefindliche
bedingungsloseGrundeinkommen in Höhe von
750,00 € bis zu einer Einkommensgrenze pro
Person von 40.000 € Jahreseinkommen.

Somit wäre auch für die untere Einkommens-
schicht in unserer Gesellscha� ein Ausgleich für
die erheblichen Preissteigerungen in den ver-
schiedenstenBereichendes alltäglichen Lebens
vorhanden. Wir fordern den Gesetzgeber auf,
schnellst möglich sozialverträgliche Maßnah-
mendurchzuführenunddazugehörtebenauch
das bedingungslose Grundeinkommen. Das
würde auch bedeuten, dass die Steuerzahler
sich selbst finanzieren, so wie beim 9-Euro-Ti-
cket. Und es muss Wert darauf gelegt werden,
dassdieVerteilungnichtwiedervonuntennach
oben durchgeführt wird, sondern genau imGe-
genteil. Von oben nach unten muss der Reich-
tumaufgeteiltwerden, auf alleGesellscha�stei-
le, die vondenMaßnahmen inbesondererHär-
te getroffen worden sind. Man muss sich dar-
über im Klaren sein, dass einWeiter-so auch zu
Situa�onen führen kann, in der unsere Gesell-
scha� in einederar�ge Schieflage gerät, dass es
zu Auseinandersetzungen zwischen den sozia-
len Schichten kommen kann, die niemand in
unserem Land ernstha�will.

Heute beginnen, heißt morgen bereits helfen.

Heinz Troschitz
Geschä�sführer

©Gerd Altmann

©RyanMcGuire



2 / 2022 KLARSICHT 9

M��������

In zwei aktuellen Verfahren konnten vor dem
Amtsgericht Spandau erfreuliche Gewinne für
unsereMitglieder erzielt werden.

Eigenbedarf
In dem Verfahren 12 C 121/21 verklagte der
Vermieter nun schon zum zweiten Mal eines
unsererMitgliederwegenEigenbedarfs. Bereits
in dem ersten Verfahren unterlag der Vermie-
ter, da er den Eigenbedarf nicht nachweisen
konnte unddie entsprechendeKündigungnicht
ausreichend begründen konnte. Der Vermieter
sprach darau�in 2 Jahre später erneut eine Ei-
genbedarfskündigung aus, die unser Mitglied
erneut in den Gerichtssaal des Amtsgerichts
Spandau führte. Bemerkenswert ist, dass es
sich bei unseremMitglied umeine über 80-jäh-
rige Dame handelt, die seit über 60 Jahren in
dem Haus lebt. Im Alter von 24 Jahren ist sie
nach dem Tod ihres Ehemannes in die Woh-
nung eingezogen. Sie ist dort fest verwurzelt,
hat nahezu ihr gesamtes Leben hier verbracht,
als alleinerziehendeMu�er in dieserWohnung
ihre vier Kinder großgezogen und möchte nun
ihren Lebensabend und wohlverdienten Ruhe-
stand hier bestreiten. All das ließ denVermieter
kalt. Ermeint, dieMieterin kündigenzukönnen,
um die Wohnung selbst zu nutzen. Nach zwei
mündlichen Verhandlungenmit Beweisaufnah-
men, ist es gelungen, auchdiese Klage zu Fall zu
bringen. Die Klagewurde abgewiesen. DieMie-
terin kann aufatmen. Es bleibt abzuwarten, ob
der Vermieter es ein dri�es Mal versuchen
wird, eine Eigenbedarfskündigung auszuspre-
chen. Sollte dies der Fall sein, werdenwir unser
Mitglied wieder tatkrä�ig bei der Abwehr un-
terstützen.

Betriebskostennachforderungen
Um die Zahlung von Betriebskostennachforde-
rungen ging es in dem Verfahren 6 C 229/21.
Der Vermieter verklagte unsere Mitglieder auf
Zahlung zweier strei�ger Betriebskostenab-
rechnungen in Höhe von 1.398,12 €.
Neben den Einwendungen, die in den Wider-
sprüchenbereits erhobenwurden,habenwir in
dem Verfahren darauf hingewiesen, dass in
dem Haus langwierige Modernisierungs- und
Sanierungsarbeiten sta�anden. Die Mieter
ha�en trotz erheblicher und lang andauernder
Beeinträch�gungen keine Minderung erhalten.
Diese wurde dann erfolgreich in dem Klagever-
fahren, das zunächst Nachzahlungen aus Be-
triebskostenabrechnungen gegen die Mieter
zumGegenstand ha�e, durchgesetzt.
Am Ende erhielten dieMieter eine Zahlung von
1.442,20 € und die Betriebskostenabrechnun-
gen waren auch vom Tisch.

Wenn auch Sie Problememit Ihren Vermietern
haben, scheuen Sie sich nicht, uns anzuspre-
chen und auch mal den Gang zum Gericht zu
wagen. Tri�einRechtsfall 3Monatenach Ihrem
Eintri� in unseren Verein ein, sind Sie zudem
durch unsere Gruppenrechtsschutzversiche-
rung bei der ARAG hinsichtlich der Prozesskos-
ten abgesichert.

Susann Bolyi-Steglich
Vizepräsiden�n
Rechtsanwäl�n

Erfolgsgeschichten aus dem Amtsgericht Spandau
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Ist der Berliner Mietspiegel 2021 unwirksam?
Das Amtsgericht Spandau hat in einer Entschei-
dungaus Januar 2022demBerlinerMietspiegel
2021 die Eigenscha� eines qualifizierten als
auch eines einfachen Mietspiegels abgespro-
chen (AG Berlin-Spandau, Urteil v. 10.01.2022,
Az. 6 C 395/21).

Der Mangel eines wirksamen Mietspiegels in
Berlin dür�e für Vermieter und für Mieter zu
Nachteilen und zur Rechtsunsicherheit führen.
Denn ein wirksamer Mietspiegel ist auch für
Mieter ein einfachüberprü�aresMi�el, inwel-
chemUmfang die geleisteteMiete der ortsübli-
chen Miete entspricht bzw. die Mieterhöhun-
gen angemessen sind u.a.

Vermietern wäre die
Möglichkeit genom-
men, auf einfache und
kostensparende Weise
eine Mietanpassung
vorzunehmen. Als Bei-
spiel dür�e sich gerade
für Kleinvermieter mit
geringemWohnungsbe-
stand oder nur einer
Wohnung die Bezug-
nahme auf ein Gutach-
ten eines vereidigten
Sachverständ igen
schon wegen der Kos-

ten kaum lohnen. Auch das Heranziehen von
mindestens drei Vergleichswohnungen dür�e
eher fürVermietermit größeremWohnungsbe-
stand in Frage kommen, Kleinvermieter hä�en
das Problem, überhaupt vergleichbare Woh-
nungen zu finden. Sowohl für Vermieter als
auchMieterdür�e indiesenFälleneinerhöhtes
Prozessrisiko bestehen, da die Gerichte diese
eher einer weitergehenden sachverständigen
Überprüfung unterziehen, was dann zwangs-
läufig auch zu höheren Prozesskosten führen
würde.

Das Landgericht Berlin hat nun in einer aktuel-
len Entscheidung das am 24. Januar 2022 ver-
kündete Urteil des Amtsgerichts Spandau - 6 C
403/21 – abgeändert (LG Berlin, Urteil v.
09.06.2022, Az. 67 S 50/22). Das LG Berlin ver-

tri� die Auffassung,
dass der Mietspiegel
2021 jedenfalls als Be-
gründungsmi�el aus-
reicht und die in § 558a
Abs. 2 BGB genannten
Begründungsmi� el
nicht abschließend
sind.DiegesetzlicheBe-
gründungspflicht ver-
folge nur den Zweck,
dem Mieter erste Hin-
weise auf die sachliche
Berech�gung des Miet-
erhöhungsverlangens zu geben. Diesen Min-
destanforderungen zur Vermi�lung eines ers-
ten Anhalts genüge der Berliner Mietspiegel
2021, selbst wenn er denMietspiegel 2019 nur
linear fortschreiben und damit womöglich von
einemkürzerenals dem in§558Abs. 2BGBn.F.
ausgewiesenen Bezugszeitraum ausgehen soll-
te.

Das AG Neukölln (Urteil v. 07.07.2021, Az. 13 C
43/21) und das AG Lichtenberg (Urteil v.
05.11.2021, Az. 10 C 553/21) kamen bereits
zum Schluss, dass der Mietspiegel 2021 an-
wendbar sei. Die weitere Entwicklung in der
Rechtsprechung bleibt abzuwarten.

UmStreit von Anfang an und Kosten zu vermei-
den, wäre es bei entsprechender Bereitscha�
der Parteien empfehlenswert, gem. § 557 BGB
auf eine Vereinbarung zur Miethöhe hinzuwir-
ken oder schlicht dieWerte imMietspiegel ggf.
als sons�ges Begründungsmi�el als verbindlich
anzuerkennen und einer darauf gestützten
Mieterhöhung zuzus�mmen.

Als erfahrene Kanzlei setzenwir von der Kanzlei
Zeppelin Rechtsanwälte uns für die Durchset-
zung Ihres Rechts ein. Profi�eren Sie von unse-
rer fachlichen Exper�se und unserer Erfahrung!

Kontak�eren Sie uns einfach perMail an info-
@zeppelin-law.de

telefonisch unter 030 – 300 290 91

Ebubekir Cicecki

Muhammed Cicecki
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Wenn einem nichts mehr Neues einfällt, holt
mansich Inspira�onausderVergangenheit.Der
neue alte S�l wird dann als Retro verkau�. So
scheint es nun dem Senat auch mit der neuen
Idee zur Einschränkung der steigenden Mieten
in Berlin gegangen zu sein.
Nach dem Desaster mit demMietendeckel soll
nun eine Mietensteuer 100.000 Wohnungen
bezahlbar machen. Nun ist nicht immer alles
unbedingt schlecht, was schon in früheren Zei-
ten entwickelt und entdeckt wurde. In vielen
Bereichen greifen wir auf früheres Wissen zu-
rück, da wir o� feststellen, dass auch neueMe-
thoden begrenzt sein können und durch die
Verbindung mit altem Wissen erfolgreicher
sind. Die Mietensteuer grei� in erster Linie auf
die preußische Hauszinssteuer in den 20er Jah-
ren des vergangenen Jahrhunderts zurück. Die
Einnahmenwurdendamals auch entsprechend
zum großen Teil für denWohnungs- und Städ-
tebau umgesetzt.
Was hat es nunmit der heu�gen Idee derMie-
tensteuer auf sich? Grob gesagt, wird auf die
Ne�okaltmiete eine Steuer erhoben, die der
Eigentümer der Wohnung an die Stadt zu zah-
len hat. Dabei gibt es unterschiedlicheModelle.
Eswird zwischen einer propor�onalen undpro-
gressivenMietensteuer unterschieden.

Die propor�onaleMietensteuer
Hierbei wird auf die Ne�okaltmiete eine Steuer
inHöhe von3%erhobenundkönnte zu Einnah-
men bis zu 346 Millionen Euro führen. Auch
wenn die Steuer von den Eigentümer gezahlt
wird, kann es auf Dauer bei güns�gen Mieten
zu einer Umlegung auf die MieterInnen kom-
men.DasHinzuziehen vonWohneigentümerIn-
nen mit einer (fik�ven) Miete wäre wohl auch
denkbar.

Die progressiveMietensteuer
Bei der progressivenMietensteuer liegt das Au-
genmerk auf die hoch angesetzten Mieten, die
den Grenzwert des Mietspiegels übersteigen.
Dies könnte bis zu 207 Millionen Euro Steuer-
einnahmen führen. 2018 zahlten 41% Berliner
MieterInnen eine Miete von über 110 % der
Vergleichsmiete. Bei einer Überschreitung von
10-30% oberhalb der ortsüblichen Vergleichs-

miete wird dies entsprechend besteuert. Eine
Umlegung auf die MieterInnen ist bei diesem
Modell äußerst unwahrscheinlich.
Aus Sicht des DIW (Deutsches Ins�tut für
Wirtsch�sforschung) ist das progressiveModell
mit seinenVorteileneinbrauchbaresMi�el, um
den verschiedenen Problemen, die der Woh-
nungsmarkt mit sich bringt, zu begegnen.

Für den O�o Normalverbraucher ist es schwer
vorstellbar, dass bei den jetzt schon kaum zu
zahlenden Mieten, eine Mietensteuer wirklich
Abhilfe schaffen kann und die Mieten wieder
bezahlbarmachen lässt.DenndieBestandsmie-
ten steigenweiter undhierzumüssenMieterIn-
nen auch selbst erst einmal die Einnahmen ha-
ben, wovon dauerha� ein Dri�el den Betrag
der benö�gten Miete ausmachen sollte, um
auch alle weiteren Kosten sorgenfrei tragen zu
können.
Sehr auffällig in Berlin ist es, dass die Behörden
offensichtlich von sehr schlechtenBeraternum-
geben sind, denn nur so ist es möglich, von
einemMietendeckel indieMietensteuer zu rut-
schen. Beides sind zwei völlig ungeeignete
Mi�el, um die explodierendenMieten in Berlin
zu stoppen. Die Mieterscha� ist wieder einmal
unberücksich�gt und zahlt weiter hoheMieten
und auch die Nebenkosten sind längst aus dem
Ruder gelaufen.
Die ohnehin belasteten MieterInnen könnten
mit einerMietensteuer unter Umständen doch
noch einmal zusätzlich zur Kasse gebeten wer-
denunddabei zur Finanzierungbeitragen,neue
Wohnungen zu schaffen, in die sie ohnehin
nicht einziehen werden, weil sie sich wahr-
scheinlich dieMieten der Neubauten nicht leis-
ten können. Laut DIW könnte die neueMieten-
steuer bis zu 100.000 Wohnungen bezahlbar
machen und zudem die Entstehung neuer
Wohnungen finanzieren. Dies ist ein Wunsch-
traum ohne jeden Realitätssinn. Eine wirksame
Maßnahme in Berlin wäre die Obergrenze des
Mi�elwertes im Berliner Mietenspiegel einzu-
frieren und das auf fünf Jahre.
Fazit: Gute Berater zu finden ist schwer, teure
dagegen finden sich leicht.

Ihre Geschä�sführung

Eine Mietensteuer für Berlin
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Sind denn nun Kameras erwünscht?
Wir ha�en bereits mit Beginn einer Mieterum-
frage der Gewobag im Bereich des Quar�ers
Heerstraße Nord im März 2022 darauf hinge-
wiesen, dass die Mieter/Mieterinnen der Ge-
wobag nach unserer Auffassung bei der Umfra-
ge kri�sch hinterfragen sollten, welche Auswir-
kung eine Zus�mmung hat und welche Regula-
rien eingeführt werden sollen.

Und obwohl eineMenge Zeit vergangen ist, die
Umfrage längst abgeschlossen ist:
Die Gewobag hat die Mieter bisher über das
Ergebnis nicht informiert.
Damit stellt sich auch die Frage, wie viel die
Sicherheit eigentlich der Gewobag wert ist.

In der durchgeführten Umfrage sind zudem
auch drei Themen vermischt worden:

Anbringung von Kameras in den Außenberei-
chen derMiethäuser
In den Außenbereichen kann die Gewobag Ka-
meras anbringen, ohne die Mieter/Mieterin-
nen zu befragen. Es muss allerdings durch An-
bringung von Hinweisschildern jedem Nutzer
desUmfeldes dieMöglichkeit gegebenwerden,
die Überwachung zu umgehen. In diesen Fällen
sind aber die Verwendung der Aufzeichnungen
auch datenschutzkonform zu regeln.

Anbringen von Kameras in denWohnhäusern
Hier müssen in jedem Fall dieMieter/Mieterin-
nen in den jeweiligenObjekten zus�mmen. Be-
sonderes Augenmerk ist aber auch auf die Be-
sucher von Arztpraxen oder Gewerbeangebo-
ten in diesen Häusern zu richten. Sie müssen
von den Betreibern gesondert informiert wer-
den.

Datenschutz
Genauso wich�g
ist es, insbesonde-
re die daten-
schutzrechtlichen
Vorschri�eneinzu-
halten. Die Auf-
zeichnungen und
die weitere Verwendung in den Wohnhäusern
muss klar geregelt sein und allen Nutzern der
Gebäude schri�lich mitgeteilt werden.

Kostenbeteiligung derMieter/Mieterinnen
Auch hier muss klar getrennt werden, wo eine
Kostenbeteiligungmöglich ist:
Grundsätzlich ist eine Kostenbeteiligung für das
Betreiben der Videoanlagen nicht möglich. Nur
in den Fällen, wo das Betreiben als „sons�ge
Betriebskosten“ im Mietvertrag ausdrücklich
benannt wurde oder später einvernehmlich
vereinbart wurde, ist eine Kostenbeteiligung
möglich.

Unser Fazit:
Sollte die Gewobag in den Außenbereichen be-
reits Kameras installiert haben, muss jetzt auch
schnell eine Entscheidung zu den Kameras in
anderen Bereichen erfolgen.

Hans-JürgenWanke
Beisitzer

© Pexels

©Neuroklinik
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Die individuelle En�altung, gelebte Freiheit, die
o� mit unserem Grundgesetz begründet wird,
hat im 20. Jahrhundert ein Ausmaß angenom-
men, welches immer mehr in Anarchie ausar-
tet. Jeder macht, was er will, wann er will und
begründet dies damit, dass er ein Recht darauf
hat, sich frei zu en�alten und seine Freiheit zu
leben. Aber auch das Grundgesetz schränkt die
Freiheit zum Schutz jedes Einzelnen ein, was
leider ungern von den ausgeprägt Freiheitslie-
benden wahrgenommen bzw. lieber ignoriert
wird.

Wenn selbst Polizeibe-
amte, unsere Freunde
und Helfer, nach der
dri�enMeldung von Ru-
hestörung erst gar nicht
mehr am Tatort au�au-
chen, wie soll sich dann
noch der arbeitende
Bürger helfen? An die
Hausverwaltungen solle
sich der Mieter wenden,
meint die Polizei zu den
verzweifelten Mietern,
die aus unterschiedlichen Gründen (laute Mu-
sik, laut spielendeKinder, Familientreffen…alles
nach 22 Uhr) nachts nicht mehr zur Ruhe kom-
men. Die Hausverwaltungen zeigen sich jedoch
nur seltenak�vundwenn,dannnur sehr zöger-
lich. Dies hat leider auch damit zu tun, dass
Ruhestörung wiederum ein beliebtes Mi�el
zumMobbenandererMietergeworden ist.Vie-
le Mieter werden unschuldig der Ruhestörung
beschuldigt, sodass eine Klärung ein schwieri-
ger Prozess ist, dem sich nur wenige Sachbear-
beiter von HV annehmen.

Auch Beschwerden über
verwahrloste Wohnanla-
gen häufen sich: Sperr-
müll, der widerrechtlich
zwischen und um die
Mülltonnen abgestellt
wird. Überfüllte Müllton-
nen, die dem Au�om-
mendes Verpackungsma-
terials nicht mehr Herr
werden. Müll, der vor ab-

geschlossenen Müllzäunen
abgestellt wird. Müll, der
aus dem Fenster geworfen
wird. Müll im Treppenflur
und in den Aufzügen, Po-
pel, die an die Wände der
Aufzüge geschmiert wer-
den. Urin, der ebenfalls
gern im Fahrstuhl abgelas-
sen wird. Die Beispiele las-
sen kaum ein Ekelszenari-
um aus.Wir ha�en einen Fall, in dem Sanitäter,
die für den Transport eines schwer kranken
Mieters geordert wurden, den Fahrstuhl nicht
betreten haben, da dieser zu ekelig war. Einer-
seits verständlich, anderseits war derMann auf
die Hilfe der Sanitäter angewiesen, die auf-
grund ihrer notwendigen Unterstützung eine
dickere Haut hä�en zeigenmüssen.

Verwahrlosung und Vandalismus ist auch an
öffentlichen Orten zu beobachten. Ansta� den
Müll, den man zum Picknick mitgenommen
hat, auch wieder zu Hause zu entsorgen, wird
er einfach neben den überfüllten Müllbehäl-

tern abgestellt
und von unseren
�erischen Mitbe-
wohnern über
Gehwege und
Wiesen in den
Parkanlagen, die
der Erholung die-
nen, verteilt.

Miteinander leben und wohnen

©Ehnert

© Ehnert
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Nun mag man mei-
nen, dass dies nur in
Gegenden vorkommt,
in denen die ärmere
Schicht der Gesell-
scha� lebt. Mal davon
abgesehen, dass auch
ärmere Bürger ein
Recht auf eine saube-
re und gepflegte
Wohngegend haben,
handelt es sichbeidie-
sen Mietern o� (trotz

ihres finanziellen Einkom-
mens und damit sozial niedrigen Status mitun-
ter) um gebildete und kul�vierte Bürger. Schon
diesen Satz so schreiben zu müssen, macht
mich traurig, da ich die vielen Vorurteile gut
situierter Bürger kenne, die der Meinung sind,
dass man selbst Schuld sei, wenn man in einer
schlechteren Wohngegend lebt. Insbesondere
auchWohngegenden, in denendiemi�lereGe-
sellscha�sschicht lebt, verslumen zunehmend.

Jeder ist seinesGlückes Schmied. Ein altes deut-
sche Sprichwort, was nur teilweise s�mmt. In
der heu�gen Welt, in der die Gier nach sich
jährlich potenzierenden Profit das Honorar nur
selten angemessen die geleistete Arbeit wider-
spiegelt, ist es schwer, seinen Lebensunterhalt
würdevoll zubestreiten.DabeiwerdenvonBür-
gern teilweise auch aus Verzweiflung tabuisier-
te Tä�gkeiten angenommen, um auch die zu
den horrendenMieten entsprechende Kau�on
zu liefern.

Die Pläne der Poli�k zeigen in vielen existen�el-
len Bereichen, dass die wirkliche Situa�on der
Mi�elschicht und der Armen entweder nicht
wirklich erkannt oder gar ignoriert wird. Wir
lebeneindeu�g ineinerKlassengesellscha�,die
sich bis zur Bildung unserer Kinder hinzieht.
Lehrer äußern, dass die Bildung defini�v durch
das Einzugsgebiet relevant beeinflusst wird.

Wo sich früher insbesondere deutsche Mieter
noch in der „spießi-
gen“ Vorbildfunk�-
on sahen, so wird
heute mehr die
Mentalität gelebt:
„Wenn der das
macht,mach’ ichdas
auch.“ Doch genau
dieses „tolerante“
Verhalten führt zur
Anarchie, die uns
alle unglücklich
macht und uns von
einander trennt,was
die Poli�k wiederum stärkt.

Deshalb sind wir Bürger hier direkt gefragt und
müssen uns ak�v für eine a�rak�ve Wohnge-
gend und auch ein a�rak�ves Stadtbild einset-
zen, indem wir uns wieder der Vorbildfunk�on
zuwenden und uns mitunter auch eventuell
spießig zeigen,denndieaktuell gelebteFreiheit,
die in Anarchie ausartet, wird eher von einer
Minderheit emo�onslos akzep�ert, denn die
Beschwerden häufen sich zunehmend.

Jasmin Ehnert
Vorstandsvorsitzende

©Ehnert

© Ehnert

©Ehne
rt
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Jedes Jahr bekommen wir die Jahresabrech-
nungüberdieNebenkosten. SiehtderGeldbeu-
tel knapp aus, überlegen sich so manche Mie-
ter,wie siedieKostenbei derAbrechnung redu-
zieren können. Dem Vermieter ist dies norma-
lerweise egal, Hauptsache dieMieter zahlen.
In einem Fall hat ein älterer Vermieter (über 80
Jahre), der im Südwesten Deutschlands lebt,
seinen BerlinerMietern einige Tipps zur Verrin-
gerung der Verbrauchskosten übermi�elt. Nun
könntemanmeinen, dass es ne� ist, wenn sich
derVermieter Sorgenumdie KostenderMieter
macht, aber vielleicht hat er auch Angst, dass
dieMieter die Forderungen in der Zukun�nicht
mehr begleichen können.
Die Tipps sind teilweise so skurril, dass wir sie
mit Ihnen teilenmöchten.

Abrechnungsjahr 2020
Heizöl-, Gas- und Fernwärmekosten…
…haben wieder deutlich angezogen, haben ei-
nen Preis wie 2019. Vor einem Jahr, im ersten
Corona- Jahr, habe ichnochgemeldet, daßHeiz-
öl und folgend auch der Gas- und Fernwärme-
Preis so billig istwie seit 8 Jahren nicht. Falls uns
Rußland das Gas reduziert oder stark verteuert,
muß unsere Regierung auf die Energiereserven
zurückzugreifen. Das sind die 24 Millionen Ton-
nen Erdöl-Bevorratung, die an ca. 100 Orten in
der BRD unterirdisch (z.B. in Salzstöcken) lagern
und bei einer Krise für 90 Tage ausreichen sol-
len. Was aber danach?
Um es im No�all zu beherrschen, müssen wir,
vor allem die jüngeren Menschen, lernen, mit
weniger als 20° Zimmertemperatur auszukom-
men und weniger Warmwasser zu verbrau-
chen.Weil Ceausescu inRumänien seinÖl lieber
verkau�e, zwang er 1985-87 seine Rumänen,
mit 16° (!) Wohnungswärme zu leben. Sta�s�-
kendieser Zeit zeigen, daßdie Leutedavonnicht
kränker wurden, sondern die Gesundheit in vie-
len Bereichen stabiler wurde. Nun sind wir von
solcher Temperatur weit en�ernt. Jedoch kann
ich es nicht verstehen, wenn Leute behaupten,
mit 21° nicht auszukommen. Man kann sich
durchaus an 18° Wohnungswärme gewöhnen
bei entsprechender Kleidung….

Nun kann man sich bei dem Alter des Vermie-
ters sehr gut vorstellen, dass dieser harte Zeiten
durchgemacht hat, in der in Deutschland durch
den Au�au nach dem Krieg noch großer Man-
gel in allem Existen�ellen herrschte. In einer
Welt, in der die fossilen Rohstoffe natürlich auf-
grund des enormen Verbrauches der Mensch-
heit schnell aufgebraucht werden, ist ein Um-
denken angebracht. Der Vergleich mit Zeiten
nach einemKrieg oder in einerDiktatur sollte in
unserem Land jedoch nicht notwendig sein.

Der Vermieter hat unzählige Ratschläge, die ei-
nem die Haare sträuben lassen.
20° Raumtemperatur, eventuell auch etwaswe-
niger, sind genug. Die Energiekommission emp-
fiehlt bei unseren derzeit hohen Heizenergie-
Preisen 19° inWohnräumen und auch die Ärzte
warnen vor überheiztenWohnungen. […]
Nebenräume nur beheizen, wenn unbedingt
notwendig! Wer konsequent Heizung sparen
will, hinterfragtauch,obeinBad24Stundenam
Tag beheizt sein muß, das nur 1 Stunde am Tag
genützt wird.

Gerade imBadezimmer ist rich�ges Heizen und
Lü�enwich�g, da sonst Schimmel entsteht. All-
gemein müssen alle Zimmer im Winter ausrei-
chendbeheiztwerden,daes sonstdurchUnter-
kühlung der Wände und falschem Lü�en zur
Schimmelbildung kommen kann.

Gipfeln tun die Ausführungen des Vermieters in
einer Aussage, die den Datenschutz in Frage
stellt.
Sie können den Verbrauch in Ihrer Wohnung
auch mit der Minol-Gesam�abelle des Hauses
vergleichen, die ich an die Vertrauensleute ge-
geben habe und die von jedem Hausbewohner
eingesehen werden kann.

Sicherlich sind für viele Mieter Tipps zum
Lü�en, Heizen und beim Wasserverbrauch an-
gebracht, allerdings sollten diese objek�v und
professionell vorgetragen werden.

Ihre Nebenkostenabteilung

Tipps eines Vermieters zur Energiekrise












































